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Noch vor kurzem wurde aus der Umgebung von Angela Merkel auf die fehlende Durchsetzungskraft von Ministerpräsident Christian
Wulff (mitte) hingewiesen. Jetzt ist er für Union und FDP der Kandidat für das höchste Amt des Staates. Foto: dpa

Gilt als einflussreichster Politikberater der
Republik: Professor Werner Weidenfeld, Di-
rektor des Centrums für angewandte Poli-
tikforschung (CAP) in München. Foto: dpa

Weiter Kritik an Israel nach Angriff auf Gaza-Hilfsschiffe
US-Präsident Obama spricht von Tragödie und fordert effektive Untersuchung – pax Christi-Präsident Algermissen: Unverhältnismäßige Mittel

VON OLIVER MAKSAN

Der Angriff israelischen Militärs vom 31.
Mai auf Schiffe, die mit Hilfstransporten
nach Gaza unterwegs waren, stößt weiter
auf internationale Kritik. US-Präsident Ba-
rack Obama äußerte sich am Donnerstag-
abend (Ortszeit) in der CNN-Sendung
„Larry King Live“, wo er von einer „Tragö-
die“ und „unnötigen Todesopfern“ sprach,
eine Verurteilung Israels aber vermied. Es
müsse „eine effektive Untersuchung darü-
ber geben, was wirklich passiert ist“, forder-
te er. Mit Blick auf den anhaltenden Rake-
tenbeschuss aus Gaza betonte Obama die
„legitimen Sicherheitssorgen“ Israels. Ande-
rerseits bedeute die anhaltende Blockade
des Palästinensergebiets keine Lösung. Ent-
scheidend sei, dass der Friedensprozess
wieder in Gang komme. Ziel sei die „Zwei-

Staaten-Lösung“, bei der Israelis und Paläs-
tinenser friedlich zusammenleben, sagte
Obama. US-Vizepräsident Joe Biden unter-
strich darüber hinaus das das Recht Israels,
die Hilfsschiffe auf mögliche Waffen und
andere unerlaubte Güter zu überprüfen.
Schließlich befinde sich Israel „im Krieg“
mit der radikal-islamischen Palästinenser-
Organisation Hamas.

UN-Generalsekretär Ban Ki Moon for-
derte Israel auf, die Blockade des Palästi-
nensergebiets sofort aufzuheben. Sie „ist
kontraproduktiv, nicht nachhaltig und un-
recht“, sagte Ban am Mittwoch in New
York.

Der deutsche Präsident von pax Christi,
Fuldas Bischof Heinz Josef Algermissen, er-
klärte am Dienstag: „Die Aktion Free Gaza
war eine gewaltfreie Aktion, die die öffentli-
che Kritik an der völkerrechtswidrigen Blo-

ckade des Gazastreifens durch Israel ver-
stärken und humanitäre Hilfe für die Zivil-
bevölkerung des Gazastreifens leisten woll-
te.“ Bereits Papst Benedikt habe bei seinem
letztjährigen Besuch im Heiligen Land ein
Ende der Blockade gefordert. Israel habe
bei der Wahl der Mittel nicht die Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt. „Wenn sich Israel veran-
lasst sah, die Schiffe zu stoppen, warum
stellte sich die Marine ihnen dann nicht ein-
fach in den Weg, statt sie zu entern? Und
warum schlug Israel in internationalen Ge-
wässern zu, lange bevor die Flotte israeli-
sches Hoheitsgebiet erreichte?“ Der Vor-
gang müsse schonungslos und unter Beteili-
gung internationaler Beobachter untersucht
werden.

Der israelische Außenminister Avigdor
Lieberman hat sich indes gegen eine inter-
nationale Untersuchung der blutigen Stür-

mung der Gaza-„Solidaritätsflotte“ ausge-
sprochen. „Wir sind erwachsen genug, um
damit selbst klarzukommen“, sagte der ul-
tra-rechte Minister dem israelischen Rund-
funk am Donnerstag. „Wir brauchen hier
keinen Vormund.“ Er sprach sich für eine
interne Untersuchung der Vorfälle mit Hilfe
angesehener israelischer Juristen aus. „Wir
haben nichts zu verbergen, im Gegenteil.“

Unterdessen sammeln türkische Ermittler
Beweise für Strafverfahren gegen die Ver-
antwortlichen des israelischen Angriffs. Die
Staatsanwaltschaft in Ankara habe Aus-
sagen von verletzten Aktivisten angefordert,
berichteten türkische Medien am Freitag.
Außerdem gebe es medizinische Unter-
suchungen, die Hinweise auf große Brutali-
tät ergeben hätten. Die türkischen Ermittler
gehen dem Verdacht auf Entführung, Tot-
schlag und Freiheitsberaubung nach. Bei

dem israelischen Einsatz gegen die „Gaza-
Solidaritätsflottille“ waren acht Türken und
ein US-Bürger türkischer Herkunft getötet
worden. Israelische Marinesoldaten hatten
am Montag sechs Schiffe gewaltsam ge-
stürmt, die die israelische Blockade des
Gazastreifens durchbrechen und dort Hilfs-
güter abliefern sollten. Die Türkei hat den
Angriff als schweren Bruch internationalen
Rechts bezeichnet, da er in internationalen
Gewässern erfolgt ist. Auch der israelische
Ministerpräsident Netanjahu, Verteidi-
gungsminister Barak und Generalstabschef
Aschkenasi könnten für den Angriff juri-
stisch verantwortlich gemacht werden,
schrieb die Zeitung „Radikal“ am Freitag.
Unterdessen hat das Justizministerium in
Ankara Experten damit beauftragt, Schritte
gegen Israel nach internationalem Recht zu
prüfen. Mit Material von dpa

Ein passender Stein in Merkels Machtmosaik
Die Kandidatenkür verrät viel über den Zustand der Politik – Dabei wäre gerade jetzt die Orientierungskraft eines starken Bundespräsidenten gefragt

Politologe Werner Weidenfeld über fehlende Konsequenzen aus Köhlers Rücktritt, die Sinnkrise des Landes und die Suche nach Typen, die keine Schwierigkeiten machen

VON MARKUS REDER

Wirtschaftskrise, Euro-Rettung, Schuldenrekor-
de: Die Lage ist dramatisch. Und als ob das
alles noch nicht schwierig genug wäre, muss
jetzt auch noch ein neuer Bundespräsident
gewählt werden. Befinden wir uns am Rande
einer Staatskrise oder ist das noch „normaler“
politischer Betrieb lediglich unter verschärften
Bedingungen?
Wenn ein Bundespräsident zurücktritt, ist
das ist alles andere als normal. Das ist zum
ersten Mal in der Geschichte der Bundesre-
publik passiert. Das Land steckt in einer tie-
fen Sinnkrise. Gerade in einer solchen Situ-
ation braucht es die Orientierungskraft
eines starken Bundespräsidenten. Ganz of-
fenbar hat der bisherige Bundespräsident
selbst erkannt, dass er die nötige Orientie-
rungskraft in die Politik und in die Gesell-
schaft hinein nicht entwickelt hat. Das war
der eigentliche Grund seines Rücktritts.

Wenn Sie die von Horst Köhler abgegebene
Erklärung und den Zusammenhang mit der
Diskussion um sein Afghanistan-Interview für
vorgeschoben halten, warum ist er dann wirk-
lich abgetreten?
Letztlich wird es die Erfahrung einer gewis-
sen Irrelevanz gewesen sein, die zu diesem
Schritt geführt hat. Der Bundespräsident
war immer sehr populär, weil er in der
Wahrnehmung der Menschen nicht aus der
politischen Klasse stammte. Er war anfangs
für den normalen Bürger praktisch unbe-
kannt. Köhler kam aus Washington vom
Internationalen Währungsfonds und hatte
eine eher technokratische, aber keine politi-
sche Karriere gemacht. Aus Sicht der Be-
völkerung war er also ein Mitbürger. Das
hat seine Popularität sehr forciert. Nur: Die
vom Bundespräsidenten für das politische
System zu erbringende Leistung an Orien-
tierung und Integration, die hat er nicht ge-
bracht. Als jemand, der nicht zur „politi-
schen Klasse“ gehört, hat er da auch keine
Gestaltungskraft entwickelt. Wieso sollte
die Politik also auf das hören, was er sagt,
wo er doch gar nicht dazugehörte. Diese Er-
fahrung hat ihn verunsichert. Als sich die
Finanzkrise zuspitzte, war er über Monate
wie abgetaucht. Als dann in einer Zeitung
stand „Wo ist denn der Bundespräsident?“,
tauchte er auf, gab einem Magazin ein
Interview und löste damit eine Kontroverse
mit dem ADAC aus. Weder der Ort noch
das Thema waren angemessen. Daran sieht
man, wie er seine eigene Kurssicherheit ver-
loren hat.

Dann ist Horst Köhler an seiner politischen
Unerfahrenheit gescheitert? Als ausgewiese-
ner Wirtschafts- und Finanzexperte hätte er
der ideale Präsident genau für diese Zeit sein
können.
So ist es. Seine berufliche Kompetenz wäre
die perfekte Vorbereitung genau für die zu-
gespitzten Fragen unserer Zeit gewesen.
Aber ihm fehlte das Verwobensein ins Poli-
tische. Daraus hat sich ein Riesenproblem
für ihn selbst und für die Politik entwickelt.

Inwiefern bedeutet das ein Problem für die
Politik insgesamt?
Das Amt des Bundespräsidenten ist von
großer Systemrelevanz in Deutschland. Der
Bundespräsident hält die Balance zwischen
den Verfassungsorganen und muss eine
orientierungsgebende Integrationsleistung
erbringen. Bundespräsidenten wie Richard
von Weizsäcker oder Roman Herzog, und
auf seine Art auch Gustav Heinemann

haben dies großartig gemacht. Inzwischen
hat sich die politische Lage in Deutschland
dramatisch verändert: Der Alltag der Politik
versinkt in Desorientierung. Je mehr dies
der Fall ist, umso dringlicher die Nachfrage
nach dieser Leistung des Präsidenten. Wird
diese Leistung nicht erbracht, bedeutet dies
eine schmerzhafte Erfahrung für den Amts-
inhaber selbst und für die Politik insgesamt.

Demnach wäre Köhlers Rücktritt keine ab-
rupte Flucht aus der Verantwortung, sondern
letztlich konsequent?
Vor acht Wochen habe ich dazu einen Arti-
kel in der „Financial Times Deutschland“
geschrieben. Die Überschrift lautete „Der
verunsicherte Präsident“. Der Tenor meines
Beitrags: Mitten in einer tiefen Sinnkrise
der Bundesrepublik lässt der Bundespräsi-
dent jede Gestaltungskraft vermissen. Ein
schwerer Verlust für das politische System.

Die Problematik hat sich bereits länger ab-
gezeichnet. Insofern ist dieser Rücktritt für
mich offen gestanden keine völlige Überra-
schung, sondern eine fast logische Konse-
quenz.

Umso merkwürdiger mutet dann die Begrün-
dung für seinen Rücktritt an.
Köhlers Begründung überzeugt eigentlich
niemanden. Ich war am Montag auf einem
weltpolitischen Kongress in Doha/Katar.

Die Teilnehmer aus China, Singapur,
Indien, Südamerika und Afrika haben mich
sofort gefragt „Warum tritt Ihr Präsident
zurück?“ Ich habe dann auf Köhlers Erklä-
rung verwiesen. „Nein, dafür tritt man nicht
zurück“, kam unisono als Reaktion. Und
alle wollten wissen, was der eigentliche
Grund sei. Eine unglückliche Bemerkung,
die für Missverständnisse sorgt, kann man
präzisieren. Damit ist das Thema erledigt.
Hinter Köhlers Rücktritt steht die viel wei-
tergehenden Erfahrungen, in Politik und
Gesellschaft nicht durchzudringen. Das
Afghanistan-Interview und die sich daran
anschließende Diskussion sind nicht der
eigentliche Rücktrittsgrund.

Bei der Bevölkerung war Horst Köhler stets
beliebt. Daran hat sein Rücktritt nicht viel
verändert. Ist der „Fall Köhler“ auch ein Indiz
dafür, dass sich der politische Kosmos und
die Welt der Bürger immer weiter voneinan-
der entfernen?
So würde ich es nicht formulieren. Richtig
ist sicher: Die Politik verliert sich immer
mehr in hektische Alltagsdetails. Sie hat die
wichtige Kraft der Orientierungsgebenden
Gestaltung verloren. Übergeordnete Zu-
sammenhänge und Perspektiven bleiben für
die Menschen deshalb unklar. Das ist das
eigentliche Problem der Gesellschaft: Die
Politik macht weiter in ihrer täglichen De-
tail-Regelung und die Bürger begreifen
immer weniger die Sinnhaftigkeit dessen,
was da verhandelt wird. Die Politik ent-
scheidet, verkündet, aber erklärt nicht. So
gehen die Sinnzusammenhänge verloren.
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung
richtet sich eine entsprechend höhere Er-
wartungshaltung an den Bundespräsiden-
ten.

Eines ist im Blick auf die Köhler-Nachfolge
bereits sicher: Einen Seiteneinsteiger will die
politische Klasse nicht mehr. Was sagt das
über unsere politische Kultur, wenn man erst
durch das Stahlbad der Parteipolitik gegan-
gen sein muss, um politisch überleben zu
können?
Ein qualifizierter Kandidat für das Amt des
Bundespräsidenten muss mehrere Kriterien
erfüllen, wenn er oder sie erfolgreich sein
soll. Es muss jemand sein mit einer beacht-
lichen geistigen Ausstrahlung. Eine authen-
tische, prägende Persönlichkeit. Jemand mit
gesellschaftlichem Gespür und strategischer
und politischer Erfahrung. All das muss zu-
sammenkommen, wenn der Präsident seine

Aufgabe erfolgreich wahrnehmen soll. Fehlt
etwas davon, wird zwangsläufig ein entspre-
chend schwächerer Beitrag geleistet. Inso-
fern ist die Nachfrage nach politischer Er-
fahrung durchaus angemessen. Niemand
kann dieses Amt erfolgreich ausfüllen, der
keine politische Erfahrung hat. Er bleibt ein
Fremdkörper. Wie soll so jemand politisch
prägen und politisch gestalten?

Für Union und FDP wird Christian Wulff
kandidieren. Entspricht er dem eben von Ih-
nen skizzierten Anforderungsprofil für das
Amt des Präsidenten?
Das, was wir jetzt erlebt haben und in den
nächsten Wochen erleben werden, ist das
übliche parteitaktische Spiel. Eigentlich
müsste in dieser Lage in aller Ernsthaftig-
keit darüber nachgedacht werden, welche
Schlussfolgerungen aus diesem erstmaligen
Rücktritt eines Bundespräsidenten zu zie-
hen sind. Es wird aber nur eine Konsequenz
gezogen: Er muss direkt aus dem politi-
schen Betrieb kommen. Was die Orientie-
rungsleistung angeht, die aus diesem Amt
heraus zu erbringen ist, darüber wird nicht
nachgedacht. Stattdessen werden die übli-
chen taktischen Spiele getrieben. Auf einen
Kandidaten wie Christian Wulff kommt
man sehr leicht, wenn man sich dieses takti-
sche Spiel vor Augen führt. Unter diesem
Blickwinkel ist das eine sehr einleuchtende
Idee und entspricht dem klassischen Strick-
muster einer Angela Merkel. So ist auch
Horst Köhler ins Amt gekommen. Damals
war es das klassische Strickmuster, Schäuble
zu verhindern. Und heute sucht man nach
diesem klassischen Strickmuster jemanden,
der in Merkels Machtmosaik hervorragend
hineinpasst. Übrigens: Noch vor kurzem
wurde aus der Umgebung von Frau Merkel
auf die fehlende Durchsetzungsfähigkeit
von Ministerpräsident Wulff hingewiesen,
wann immer man ihn nachdrücklich lobte.
Er habe doch für die Auflösung der Kultur-
ministerkonferenz plädiert – ohne Konse-
quenz. Er habe gegen die Rechtschreibre-
form votiert – ohne Konsequenz. Bisher
wurde von Angela Merkel die politische Ge-
staltungskraft des niedersächsischen Minis-
terpräsidenten nicht sonderlich positiv be-
urteilt. Es wird bei der Kandidatenkür aber
offenbar vor allem darauf geschaut, welcher
Personentyp macht mir im Alltag die ge-
ringsten Schwierigkeiten.

Dass das auf die Dauer nicht gutgeht, zeich-
net sich doch gerade ab. Erst der Rückzug

von Roland Koch, nun wirft der Bundespräsi-
dent hin. In ihrer eigenen Partei wird die
Kritik an Angela Merkel lauter. Inwieweit
trifft sie eine Schuld an diesen Rücktritten?
Es handelt sich hier nicht um direkte
Schuld, eher um indirekte. Die Kanzlerin
selbst hat weder die aktuelle politisch-kultu-
relle Lage allein kreiert, noch die politischen
Mechanismen. Machttechnisch kommt sie
persönlich mit der Situation zurecht. Das ist
kein Fremdgelände für Frau Merkel. Ob
das langfristig der Republik hilft, steht auf
einem anderen Blatt. Aber es sind auch
nicht hunderte Alternativen präsent, sodass
man nur zurufen müsste: Nehmen Sie doch
den, dann ist alles geklärt. Wir haben es hier
mit einer Entwicklung zu tun, die die politi-
sche Klasse insgesamt erfasst hat – Regie-
rung und Opposition. Es geht nicht um das
Einzelphänomen Angela Merkel. Das ist ein
Gesamtprozess.

Welche Folgen haben die jüngsten Entwick-
lungen für Angela Merkel?
Angela Merkel geht mit dem, was sich da
tut, professionell geschickt um. Frau Merkel
hat nie grandios Wahlen gewonnen, aber sie
ist erneut Kanzlerin geworden. Sie kann mit
problematischen Entwicklungen also durch-
aus umgehen. Ein Helmut Kohl musste
1976 mit einem Wahlergebnis von 48,6 Pro-
zent der Stimmen in der Opposition blei-
ben; Frau Merkel wird Kanzlerin mit 33,8
Prozent der Stimmen. Wenn Angela Merkel
die Bundesratsmehrheit in Nordrhein-West-
falen verloren hat, bringt ihr das einen
Hauch von Großer Koalition. Das mag sie
und damit wird sie weiter geschickt umge-
hen. Die ganze Entwicklung in eine Art
Untergangsphänomen Angela Merkel um-
zuinterpretieren, wäre verkürzt gedacht. Sie
bewegt sich in diesen Gegebenheiten macht-
politisch professionell.

Was bedeutet Köhlers Rücktritt für die
schwarz-gelbe Bundesregierung insgesamt?
Union und FDP befinden sich ohnehin schon
im Stimmungstief.
Die Personalie Köhler war damals das für
viele überraschende erste Ergebnis der sich
anbahnenden Koalition aus Union und
FDP. Schon symbolisch ist sein Rücktritt al-
so ein dramatisches Ereignis. Sein Scheitern
illustriert, dass es nicht funktioniert. Das
passt in die Linie anderer Misserfolgserfah-
rungen dieser Regierung. Deshalb müht
sich die Regierung jetzt hektisch, eine neue
Personallösung anbieten zu können. Das
soll die Aufmerksamkeit von diesem wenig
erfreulichen Ereignis ablenken und auf eine
neue Person richten. Ob das im Blick auf
unsere politische Kultur das richtige Verfah-
ren ist, werden wir dann sehen können.

Die Wahl von Horst Köhler war der Vorbote
von Schwarz-Gelb. Jetzt wird wieder ein Bun-
despräsident gewählt. Deuten sich damit er-
neut weiterreichende politische Veränderun-
gen an?
Die Wahl eines Bundespräsidenten war
über das Amt hinaus stets auch die Frage
nach der Grundarchitektur der Politik. Und
es trifft durchaus zu: Das Schicksal von
Horst Köhler unterstreicht die Zweifel an
der Gestaltungsfähigkeit der jetzigen Regie-
rungskonstellation. Ob die Wahl des Nach-
folgers etwas Neues signalisiert, hängt da-
von ab, wie sich die Dinge bis dahin perso-
nell entwickeln. Im Moment sieht es eher
nach einem weiteren Vollzugsschritt der jet-
zigen Konstellation aus. Das wäre nicht un-
bedingt eine Rettung.




